
Mittelstandsallianz trifft GRÜNEN-Bundesvorsitzende – 

Eigenheimerverband Deutschland mit Präsident und 

Geschäftsführerin vertreten 

In der Bundesgeschäftsstelle der GRÜNEN in Berlin empfing die 

Parteichefin Annalena Baerbock 20 Vertreter der Mittelstandsallianz – 

zugegen waren bei dem Termin auch Wolfgang Kuhn und Beatrice 

Wächter vom Eigenheimerverband Deutschland. Im Bereich Forschung, 

Innovation und Bildung gibt es Überschneidungen, beim Thema Steuern 

und Wohnen wurden jedoch ordnungspolitische Differenzen deutlich, die 

den Mittelstand nachdenklich stimmen müssen 

Nach einleitenden Worten des BVMW-Präsidenten Mario Ohoven hatten 

alle Verbandsvertreter die Möglichkeit einer kurzen Stellungnahme und 

Frage, zu der sich die Grünen-Vorsitzende Annalena Baerbock im 

Anschluss äußerte. 

Aufhorchen ließ die Mittelstands-Vertreter dabei unter anderem eine 

Äußerung der neuen Vorsitzenden. Sie sprach sich dafür aus, „die Rolle 

des Eigentums bei der Neugestaltung der Grundsteuer zu überdenken“. 

Wolfgang Kuhn, Präsident des Eigenheimerverbandes Deutschland, 

zeigte hier sein Unverständnis, denn Wohneigentum „ist vor allem eine 

gute Alterssicherung und außerdem macht jeder Umzug in ein 

Eigenheim eine dringend benötigte Mietwohnung frei“, so Wolfgang 

Kuhn. 

Dr. Stephan Albers, Geschäftsführer vom Bundesverband 

Breitbandkommunikation (BREKO) sagte: „Ich habe eine Bitte an Sie: im 

Koalitionsvertrag steht, dass von Kupfer auf Glasfaser umgeschwenkt 

werden soll. Verfolgen Sie das als Opposition! Von vier Mrd. Euro 

Fördermitteln wurden bis heute lediglich 2,6 Mio. abgerufen! Wer davon 

heute noch Kupfer fördert – was immer noch geschieht - verschwendet 

Fördermittel!“ Diese Forderung unterstützte auch der Präsident des 

Eigenheimerverbandes, denn „nur wenn auch die ländlichen Regionen 

gut ausgebaut sind, werden Menschen vermehrt aus Ballungsräumen in 

ländliche Gebiete ziehen“. 

Das Thema „Selbstgenutztes Wohneigentum“ wird der 

Eigenheimerverband Deutschland auch weiterhin mit Druck an die 

politischen Vertreter aller Parteien transportieren. 

 


